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impressum

US-Justiz ermittelt gegen obamas ehemaligen Vize-Stabschef Cartwright. Enthüllte er den Stuxnet-Angriff auf den Iran?

Vier Sterne-General als Landesverräter verdächtigt
Washington. James Cartwright ist
ein pensionierter Vier-Sterne-Ge-
neral, der als Vize-Stabschef US-
Präsident Barack Obama inmilitä-
rischen Fragen beriet. Nun hängt
über dem früheren Top-Militär ein
Verdacht: US-Medienberichten zu-
folge steht er im Visier der Justiz,
weil er geheime Informationen
über die sogenannte „Stuxnet“-At-
tacke im Jahr 2010 gegen das irani-
scheAtomprogramman Journalis-
ten weitergegeben haben soll. Er-

mittlungen laufen.
Die Affäre Cartwright ist nach

dem Fall Edward Snowden ein er-
neuter Rückschlag für US-Präsi-
dent Barack Obama. Noch nie hat
sich ein Vize-Stabschef solch
schwerwiegenden Vorwürfen aus-
gesetzt gesehen, und sollten sich
diese bewahrheiten, stellt sich
auch die Loyalitätsfrage, was das
Verhältnis des Präsidenten zu füh-
renden Militärs angeht. Cart-
wrightwar von2007 bis 2011 stell-

vertretender Generalstabschef.
Der 63-Jährige soll noch unter
dem damaligen Präsidenten
George W. Bush die Idee für eine
massiveCyberattacke auf iranische
Rechner gehabt haben.Das Projekt
unter dem Codenamen „Olympic
Games“ wurde von Bush geneh-
migt und bei Amtsantritt auf Bit-
ten Bushs von Obama übernom-
men. Im Jahr 2010 wurden dann –
vermutlichmit israelischer Koope-
ration – bei einem Angriff auf ira-

nische Rechner rund 1000 Zentri-
fugen vorübergehend außer
Betrieb gesetzt. Der US-Geheim-
dienst soll bei dieser spektakulären
Aktion ebenfalls die Hand im Spiel
gehabt haben.

Nachdemdie „NewYork Times“
Details dieser Operation im Juni
2012 enthüllt hatte, kamen offen-
bar Ermittlungen in Gang. Pein-
lich für die US-Regierung: Der Zei-
tungsberichtwies auchdarauf hin,
dass sich der Virus durch einen

Programmierfehler nicht auf die
Atomanlagen Teherans be-
schränkte, sondern sich von der
Atomfabrik Natanz aus im Inter-
net weiter ausbreitete. Die „New
York Post“ berichtete gestern, nach
dieser Panne habe sich Obamamit
führenden Geheimdienstlern und
Militärs beraten, ob man die Cy-
berangriffe dennoch fortsetzen
sollte. Der Präsident habe sich
schließlich zu einem„Ja“ durchge-
rungen. (fd)

EU-Staats- und Regierungschefs leisten ein bisschen
Wahlkampfhilfe für ihre kollegin Merkel. Schlechte
Nachrichten werden unter den teppich gekehrt.

InBrüssel will
niemand etwas
vonKrisewissen
Von Detlef Drewes

Brüssel. Als der „Gipfel der guten
Laune“ gestern Mittag zu Ende
war, konnte die Bundeskanzlerin
zufrieden sein. Der umstrittene
EU-Etat steht. Das Sechs-Milliar-
den-Programm für arbeitslose Ju-
gendliche war auf den Weg ge-
bracht worden. Serbiens EU-Kan-
didatur hatte man erfolgreich –
und auf deutschen „Wunsch“ – auf
Anfang 2014 verschoben, den Bei-
tritt Lettlands zur Euro-Zone be-
schlossen.

„Es war ein erfolgreicher Gip-
fel“, gab sich Angela Merkel be-
müht zurückhaltend. Tatsächlich
war alles nach Wunsch für die
CDU-Vorsitzende gelaufen. Für
den beginnenden Wahlkampf zu
Hause braucht man gute Nach-
richten;diebekamsie.Die schlech-
ten wurden verschoben.

„Deutschland bremst die EU
derzeitmassiv aus“, sagte ein rang-
hoher Teilnehmer des Treffens der
Staats- und Regierungschefs am
Freitag ganz offen. Eigentlich sollte
Gipfel-Chef Herman Van Rompuy
neue Vorschläge zum Umbau der
Währungsunion vorlegen. Die

hatte er auch vorbereitet, musste
sie aber wieder mitnehmen. In sei-
nen Unterlagen steckte viel Revo-
lutionäreswie die Aufforderung an
dieMitgliedsstaaten, „Hindernisse
für den Binnenmarkt“ endlich zu
beseitigen. Beobachter hatten
schon vorab in den Begleitpapie-
ren entdeckt, dass der Belgier dabei
auch an eine Abschaffung des
deutschen Meisterbriefes denkt –
ein Streit, den die wählkämpfende
Kanzlerin nicht brauchen kann.
Wiedervorlage auf dem nächsten
Gipfel, gut vier Wochen nach der
Bundestagswahl.

Nur einmal geriet das harmoni-
sche Gefüge doch ins Wanken.
Mitten in der Nacht zum Freitag
torpedierte Londons Premier Da-
vid Cameron plötzlich die frisch
gebackene Einigung über den EU-
Etat. Seine Fachleute hatten näm-
lich festgestellt, dass durch den
Entwurf auch die Berechnungs-
grundlage für den sogenannten
Briten-Rabatt verändert wird.
Diese Rückerstattung von derzeit
3,6Milliarden Euro erhält die Insel
seit 1984, weil sie den Agraretat
mitfinanziert, selbst aber kaum
Landwirtschaft vorweisen kann.

Cameron forderte einen Zuschlag.
Der hätte vor allem Frankreich ge-
troffen, was Präsident François
Hollande zu einem strikten Non
veranlasste.

Am Ende legten alle zusammen,
so dass der britische Regierungs-
chef zu Hause 200 Millionen Euro
mehr vorweisen kann. Der „Gipfel

der positiven Botschaften“ war ge-
rettet. Und die Kanzlerin konnte
dem Vorwurf, sie habe sozusagen
hinter den Kulissen Regie geführt,
mit der Bemerkung entgegentre-
ten, sie kenne keine einzige Ent-
scheidung in Europa, die durchdie
Bundestagswahl aufgehalten wor-
den wäre.

Das sehen EU-Experten anders.
Erst am Donnerstag warf der
höchste Brüsseler Beamte in Ener-
giefragen, der Chef der zuständi-
gen Generaldirektion Philip Lowe,
Berlin „folgenschwere Passivität
auf europäischem Parkett“ vor.
Wirtschafts- und Umweltministe-
rium blockierten sich gegenseitig,
so dass Deutschland „ohne Mei-
nung“ auftrete.

Das passt zum Bild des Gipfels.
„Verschieben statt anpacken“ als
Methode. Beispiel Krisenstaaten:
Der aufkommende Eindruck, man
müsse sich um die Problemkinder
im Süden der Union derzeit nicht
kümmern, weil alles läuft, ist
schlicht falsch. Trotz großen Lobs
der Troika kommt Portugal nicht

voran. Experten sprechen inzwi-
schen offen von einem Schulden-
schnitt, der im Herbst nötig wer-
den könnte. Und auch Griechen-
land macht weiter große Sorgen.
Ein zweiter Verzicht der Gläubiger
rückt näher. Zypern braucht ganz
offensichtlich deutlichmehrGeld,
als zugesagt worden ist.

Doch von all dem wollte man
diesesMal in Brüssel nichtswissen.
Stattdessen intervenierte die Kanz-
lerin persönlich beim Ratsvorsit-
zenden, dem irischen Amtskolle-
gen Enda Kenny, um zu erreichen,
dass die gerade erst geschnürte Ei-
nigung für neue CO2-Grenzwerte
bei Pkw frühestens im Herbst ent-
schieden werden. Sie würden die
deutschenHersteller schwerer Pre-
mium-Fahrzeuge belasten.

WeitereQuerschüsse aus Brüssel
sind nicht zu erwarten, denn spä-
testens Ende nächster Woche be-
ginnt auch in der EU die Sommer-
pause. Undder nächsteGipfel folgt
erst im Oktober. Bis dahin steht
fest, ob es Merkels nächster oder
ihr letzter ist.

Diese Blicke sagenwenig.ob Frankreichs Präsident FranÇois Hollande (vorne links) weiß, was hinter seinem Rü-
cken vorgeht? Es sieht jedenfalls so aus, als würde EU-Parlamentschef Martin Schulz (vorne rechts) der Bundes-
kanzlerin etwas zustecken. Finnlands Regierungschef Jyrki katainen schaut demonstrativ geradeaus. Foto: dpa

kampagne im alten kommunistischen Stil soll Herrschaft festigen

Chinas Präsident räumt auf
Von anDreas lanDwehr

Peking. Xi Jinping weckt den Geist
des großenRevolutionärsMaoTse-
tung. Mit einer Erziehungs- und
Säuberungskampagne imalten Stil
will der neue chinesische Staats-
und Parteichef seine Macht kon-
solidieren. Er verordnet den 80
Millionen Parteimitgliedern eine
„porentiefe Reinigung“: Sie sol-

len „ein Bad nehmen“,
selbstkritisch

in den
Spiegel schauen, Fehlver-
halten korrigieren und ihr
Ohr wieder den Sorgen und
Nöten der Massen schenken.
„Die Unterstützung des Vol-

kes zu gewinnen oder zu verlieren,
ist eine Frage des Überlebens oder
des Untergangs der Partei“, mahnt
der Parteichef.

Das Politbüro ging diese Woche
mit gutem Beispiel voran. Über
vier Tage unterzogen sich die 25
Mitglieder des obersten Machtgre-
miums auf einer Sitzung der „Kri-
tik und Selbstkritik“, wie demMil-
liardenvolk verkündet wurde. Eine
Kampagne von solchenAusmaßen
hat China schon lange nichtmehr
erlebt. Aber Korruption, Macht-

missbrauch oder auch im
Internet dokumen-
tierte Sexskandale um
alte Funktionäre und
ihre jungen Gespie-
linnen haben die
Partei schwer in
Misskredit gebracht.

„Funktionäre ha-
ben das Volk auch zu
sehr ausgequetscht“,
sagt Professor Zhang

Ming vonderVolksuniversi-
tät. „Die Kampagne könnte den
Arbeitsstil der Funktionäre verbes-
sern, aber das wichtigere Ziel ist ei-

gentlich die Säuberung der Struk-
turenunddie Sicherung derMacht
und Kontrolle von Xi Jinping“,
sagt ZhangMing.

Seit seinem Amtsantritt im No-
vember hat der 59-Jährige das Zep-
ter offenbar noch nicht fest genug
in der Hand. „Das System ist prak-
tisch eine Monarchie, aber der
Thron wird nicht wie in einer ech-
ten Monarchie vererbt. Gleichzei-
tig will die Partei aber auch kein
Wahlsystem einführen“, erklärt
derWissenschaftler. „Deswegen ist
die Legitimität des Thronfolgers
immer stärker bedroht.“

Von einerGeneration zur nächs-
tenwachse derDruck. Es ist bereits
die „fünfte Führungsgeneration“,
die Xi Jinping anführt. Schon seit
seiner Machtübernahme verord-
nete er den Genossen mehr Be-
scheidenheit. Er verbot „großes
Fressen, großes Trinken“ (da chi,
da he) oder Luxusschlitten. „Es ist
eine Kampagne im maoistischen
Stil, die von oben angeordnet
wird“, sagt der Professor und
spricht von einer „traditionellen
Kampfmethode“. (dpa)

Ein JahrMursi in Ägypten, tausende protestieren

Schlechtes Zeugnis
Kairo. Tausende Ägypter sind am
Freitag auf die Straße gegangen,
um den Rücktritt des islamisti-
schen Präsidenten Mohammed
Mursi zu fordern. Ihre Proteste wa-
ren ein Vorgeschmack auf die für
Sonntag geplanten Großkundge-
bungenderOpposition.Mursi, der
2012 bei der ersten freien Präsi-
dentschaftswahl mit knapper
Mehrheit gewählt worden war, ist
seit einem Jahr im Amt. Eine Pro-
testbewegung will am Sonntag,
dem Jahrestag seiner Vereidigung,
mehr als 20MillionenUnterschrif-
ten von Bürgern übergeben, die
seine Absetzung und Neuwahlen
fordern.

Die Demonstranten, die in
Kairo, Al-Mahalla und Alexandria
durch die Straßen marschierten,
waren jedoch nicht die einzigen,
die trotz des heißen Wetters mit
PlakatenumdieUnterstützung der
Bürger warben. Tausende von An-
hängern der islamistischen Par-
teien hielten im Kairoer Vorort
Nasr-City eine Kundgebung ab.

Auch die Menschenrechtsorga-
nisation Amnesty International

und die Vereinigung Reporter
ohne Grenzen stellen Mursi ein
schlechtes Zeugnis aus. Alexia
Knappmann von Amnesty er-
klärte: „In einigen Bereichen hat
sich die Menschenrechtslage im
ersten Amtsjahr von Mohammed
Mursi sogar verschlechtert.“ Folter
und Misshandlung von Festge-
nommenen seien weiter an der Ta-
gesordnung. Die Schuldigen gin-
gen straffrei aus. Die Journalisten-
vereinigung sprach von einem
„verlorenen Jahr für die Pressefrei-
heit in Ägypten“. Die neue Verfas-
sung schütze Journalisten nicht
ausreichend vor Angriffen.

In der Nacht gab es erneut Zu-
sammenstöße zwischen den Isla-
misten und ihren Gegnern. Die
Muslimbruderschaft berichtete,
ein Student aus ihren Reihen sei in
der Stadt Sagasig getötet worden.
Das Nachrichtenportal „youm7“
meldete unter Berufung auf das
Gesundheitsministerium, seit
Mittwoch seien vier Menschen bei
gewaltsamen Ausschreitungen
zwischen den politischen Grup-
pen getötet worden. (dpa)

So verärgert hat Brüssel die deut-
sche Bundeskanzlerin selten gese-
hen. Höhnische Gesänge und anti-
deutsche tiraden irischer Bank-
manager während der Finanzmarkt-
krise – da platzte Angela Merkel am
Rande des EU-Gipfels der kragen.
„Dafür habe ich wirklich nurVerach-
tung übrig“, sagte sie. „Die tonalität
scheint bankübergreifend gleich zu
sein. Sie ist für Menschen, die ganz
normal jeden tag zur Arbeit gehen,
die ihr Geld verdienen, einfach nur
ganz, ganz schwer zu verkraften, um
nicht zu sagen, gar nicht zu verkraf-
ten.“

Zuvor hatten irische Zeitungen
den Mitschnitt eines telefonats zwi-
schen dem leiter des kreditgeschäf-
tes der früheren Anglo irish Bank,
John Bowe, undVorstandschef David
Drumm sowie weiteren Spitzen-Ma-
nagern des Hauses veröffentlicht.
Die Ausschnitte zeigen, auf welche
dreisteWeise Milliarden-Gelder
durch bewusst fehlerhafte Angaben
erschwindelt wurden. Da wird offen
darüber gewitzelt, dass die Manager
einen kreditbedarf von sieben Milli-
arden zumAbwenden einer Pleite
nannten, die Summe jedoch frei er-
funden war: Er habe sie sich „aus

demArsch gezogen“, sagte Bowe.
Drumm sinniert fröhlich: „neuer tag,
neue Milliarden“.

Gemeinsammachte man sich über
die Deutschen als größten Geldge-
ber lustig und bezeichnete sie als
„fucking germans“. Die sieben Milli-
arden Euro umfassende Nothilfe
werde man zurückzahlen, „sobald
wir das Geld haben“, sagte Bowe,
„also nie“. Schließlich musste der
Steuerzahler rund 30 Milliarden Euro
aufwenden, um die Pleitebank erst
zu stützen, ehe sie am Ende doch ab-
gewickelt wurde.

Merkel ist stocksauer über irische Banker und deren Dreistigkeiten

Zur person

E Der frühere Rats-
vorsitzende der
Evangelischen kir-
che in Deutschland
(EkD),Wolfgang
Huber, hat mehr
Aufrichtigkeit beim
Dialog unter den Re-

ligionen gefordert. Die Unter-
schiede dürften nicht übertüncht
werden, sagte Huber bei einer Ver-
anstaltung der konrad-Adenauer-
Stiftung in Berlin. Das Gespräch
werde oft mit Formelkompromis-
sen umgangen. Notwendig sei
„mehr Zuversicht, dass die Ausein-
andersetzung uns nicht ärmer, son-
dern reicher macht“. Er appellierte:
„keine Angst vor Unterschieden.“
Ein aufrichtiges Gespräch unter den
monotheistischen Religionen
müsse von christlicher Seite auch
die Bedeutung Jesu von Nazareth
einbeziehen, so Huber. Foto: dpa

KurZnotiert

Sechs Marinesoldaten
der Meuterei angeklagt
Rostock.Die Rostocker Staatsan-
waltschaft hat Anklage wegen
Meuterei gegen sechsMarine-
soldaten erhoben. Die 22 bis 27
Jahre alten Obermaate sollen im
Februar bei einemAuslandsein-
satz imHafen der libanesischen
Hauptstadt Beirut einen vorge-
setzten Bootsmannmit Klebe-
band an einen Tisch gefesselt
und ihm die Bemerkung „Hier
wohnen dieMongos“ auf den
Unterschenkel geschrieben ha-
ben. Den sechs in Rostock stati-
oniertenMarine-Angehörigen
werde gemeinschaftlicheMeu-
terei, Freiheitsberaubung und
gefährliche Körperverletzung
zur Last gelegt, teilte die Staats-
anwaltschaft mit. Der Strafrah-
men fürMeuterei reicht von
sechsMonaten bis zu fünf Jah-
ren. (dpa)

Hausärzte sollen besser
bezahlt werden
Berlin. Angesichts des drohen-
denMangels an Hausärzten in
Deutschland sollen die Allge-
meinmediziner vom 1. Oktober
an besser bezahlt werden. An-
ders als heute sollen die Ärzte
Gesprächemit Patienten eigens
abrechnen können, teilte die
Kassenärztliche Bundesvereini-
gung (KBV) am Freitag in Berlin
mit. Zudem soll es eine neue
Pauschale geben, deren Höhe
sich nach demAlter der Versi-
cherten und somit dem Betreu-
ungsbedarf richtet. Zusätzliche
Mittel würden für die Betreuung
Alter, unheilbar Kranker und be-
stimmter Kinder fließen. (dpa)


